
nıcht die Demokratie WAar. « Sind nıcht viele der
lautesten Verkünder des totalen Staates vomAlbefi Gnägı Habsburger Joseph Il und dem Korsen Napole-
on bıs hın A Romagnolen Mussolıinı und demKırchenverfassung und Oberösterreicher Hıtler AaUuUsSs eıner rein katholi-

Staatsmodell schen Umgebung hervorgegangen?» fragte
eınst Arnold Toynbee (Studie Zur Weltgeschich-

[Zürich 302 Study of Hıstory,
1934—54), 11UTr eıne promiınente Stiımme aus
dem hor derjeniıgen zıtıeren, dıe der katholi-
schen Kırche grundsätzliche Demokratieuntaug-1ne Gratwanderung Zzayıschen Grundsatztreue iıchkeit und eiıne besondere Affıinıität, Ja VWesens-un ÖO pportunismus verwandtschaft autorıtäiären Regimes atte-VWer sıch ber das grundsätzlıche Verhältnis der stierten.

katholischen Kırche den verschiedenen Der orwurt 1st eigentlich merkwürdig, lassen
Staatsmodellen unterrichten gedenkt und die sıch doch praktisch selit dem Autkommen des
einschlägigen lehramtlichen Texte diesem modernen Verfassungs- und Rechtsstaates der
Thema nachlıest, gerat in zunehmende Unsicher- Neuzeıt, der Demokriätie, eıne Reihe VO
eıt Einerseıts weıl viele wıdersprüchliche erstrangıgen kirchlichen un päpstlichen Ver-
Linıen sıch kreuzen un:! den Ratsuchenden letzt- lautbarungen tınden, 1ın welchen ımmer wieder
ıch ratlos lassen; c$sS se1l denn, lasse alles außer die grundsätzliche Neutralıtät gegenüber den

verschiedenen Staatstormen beteuert wırd SoBetracht, W a4s die Papste in den etzten hundert
Jahren un: die Theologen och früher dieser schreıbt eLIwa2 Leo 1II1 in seiınem Rundschrei-
rage wußten, un: begnüge sıch mıiıt ben «AÄu mıiılıeu des sollicıtudes» (1892) «Soweıt
den Texten des etzten Konzıls, iınsbesondere mıiıt CS sıch diese rein theoretische Erörterung der
der Erklärung ber die Religionsfreiheıit un: mıt Dınge handelt, haben die Katholiken WI1e jeder
der berühmten Nummer 76 der Pastoralkonsti- Bürger volle Freiheıt, der eınen Regierungsform
tutiıon ber dıe Kırche iın der Welt VO  $ heute, VOT der andern den Vorzug geben, un:! ZWaar
Gaudium ef Spes; andererseıts des offen- eben darum, weıl keine dieser gesellschafttlichen
sichtlichen Widerspruchs zwıschen Theorie un: Formen, rein 1in sıch betrachtet, 1n Widerspruch
Praxıs, zwischen dem theoretischen Bekenntnis steht mıt den Aussprüchen der gesunden Ver-
ZUuUr Neutralıtät gegenüber den verschiedenen nunft och mıt den Grundsätzen der christlichen
Staatsmodellen un:! der praktischen Vorliebe für Lehre >> Und ach eıner SaANZCH Reıihe VO  } Repe-
bestimmte Regime, mıt denen sıch die Hıerarchie tıtıonen dieser Neutralitätsbeteuerung durch die
offenbar leichter Lal und tut als miıt anderen Nachfolger eos 111 bekräftigte das Zweıte
wenn auch sotort beizufügen ist, daß sıch in den Vatikanısche Konzıl Dezember 1965 iın
etzten Jahren und Jahrzehnten 1er vieles SC- Gaudıium et Spes, daß die Kıirche eın politi-
wandelt hat und die heutige differenzierte Wırk- sches System gebunden se1l (Nr 76) Dıieses
ıchkeit sıch jedenfalls nıcht mıt eıner platten Neutralıtätsbekenntnis 1st ındessen lange 1ırre-
Kurzformel ertassen aßt levant,; als in andern kirchlichen Aussagen

Der Öösterreichische Staatsrechtslehrer Hans sentliche Grundlagen eıner Staatstorm ın Frage
Kelsen hat einmal geschrieben, eıner bestimmten gestellt werden. Die Neutralıtät beispielsweise
politischen Auffassung sel eıne ıhr entsprechende gegenüber der demokratischen Staatstorm 1St
Weltanschauung zugeordnet. In Umkehrung lange eın leeres Wort, als die Kırche das
dieses Axıoms leße sıch eigentlich muten, Grunddogma der Demokratie, die Volkssouve-
da{fß die katholische Kırche nıcht NUur taktısch, ranıtät, ablehnte, oder solange S$1e dem Staat be-
sondern auch grundsätzlıch einem bestimmten züglıch der Wahrheit (was in ıhren Augen gleich-

bedeutend seın mufß mıiıt iıhrer eigenen Lehre) eınepolitischen System huldige. Und offensichtlich
Walr in den ugen vieler Zeıtgenossen bıs 1n die Aufgabe aufbürdete, die sıch mıt dem demokra-
Gegenwart hinein das Verhalten der katholıi- tischen Ethos, der Glaubens- und Gewissenstrei-
schen Kırche eıne Bestätigung dieser Vermutung eıt un: dem instıtutionalisıerten Kompromiß

wobe!l die der katholischen Weltanschauung nıcht vertragt. Wenn deshalb die Haltung der
zuzuordnende politische Auffassung jedenfalls Kırche gegenüber den einzelnen Staatstormen
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SCHNAUCT abgeklärt werden soll darf sıch die sıch beı ıhrer Tätigkeit die tormellen Regeln
Untersuchung nıcht MIt der verbalen Bekräfti- des Gesetzgebungsprozesses halten (Legalı-
Sung der grundsätzliıchen Neutralıtät begnügen, tatsprınzıp) VWıllkürliche, nıcht auf
sondern MUu das Verhältnis der Kırche den genügenden Rechtsgrundlage beruhende Staats-
Grundaussagen der einzelnen Staatstormen eingriffe und Staatsakte können VO Betroffenen
ıhrem Objekt machen Dıies wuürde ındessen den der Regel Rechtsschutzverfahren
Rahmen dieses Autsatzes Beschränken Überprüfung zugeführt werden und sınd
WITLr uns j1er autf die rage Wodurch unterschei- gegebenenfalls nıchtig Im autoritär-totaliıtären
det sıch C1iNeEe rechtsstaatliche Demokratie bzw Regıme wırd demgegenüber häufig der
C1MN moderner Rechts- un: Verfassungsstaat VO  3 aut dem Dekretsweg, V1a Notrecht un Krıegs-

recht un: Ausnahmezustand und WI1IC dieautorıitär-totalitären Regıme, un: 1ST
bei diesen Unterschieden der Ort der kirchlichen Suspendierung der Rechtsordnung bezeichnet
Lehre und der Kirchenverfassung? wiırd regıert Die Beschreitung des Rechtsweges

1ST tür den Betroffenen ıllusorisch

Volkssouveränitat
Menschenrechte als Sicherung staatsfreien

In der rechtsstaatlichen Demokratie enttaltet sıch Raums
der Machtprozeß VO ach ben Das
olk 1ST der Träger der Staatsgewalt und bezeıich- In der rechtsstaatlichen Demokratie verfügt der
net der Regel periodischen Abständen NCUuU Bürger ber Freiıraum, welchen der Staat
diejenigen Personen, welche diese Macht aus- nıcht eingreıten dart un: welchem nıchts
ben sollen Im autorıitär-totalıtären Regıme be- suchen hat Der Sıcherung dieses staatsfreien
steht diese Möglıchkeıit nıcht der 1Ur dem Na- Raumes dienen die Menschenrechte, die ıhrer
Inen ach Der Inhaber der Staatsgewalt, vielfach Entstehung verstanden wurden als Rechte
ırregulär die Macht gekommen, IST entweder den Staat Zu diesen grundliegenden Menschen-
auf Lebenszeıt «gewählt» der deklariert das rechten, die Freiheıit VO Staat gewährleisten
olk als och nıcht reıit für VWahlen, der führt sollen, gehören die Religionsfreiheit Meınungs-
«Wahlen» durch die Vorbereitung, Durch- außerungsfreiheit, Versammlungs und Demon-
führung un: Wahlangebot nıchts MIt dem DC- strationstreıiheıit das Recht auf ein ordentliches
INne1IN haben, W A4s an üblıcherweise als freıe Gerichtsverfahren (due DYTOCEeSS er Ka-
Wahlen bezeichnet. Der Machtprozeß geht VO  e} talog dieser Rechte hat sıch SEeIT der Vırgınita Bıll
ben ach of Rights (1776) un:! der Erklärung der Men-

schenrechte der Französischen Revolution 789)
Machtkontrolle und Legalitätsprinzip erweıtert un: differenziert Wesentlich IST der

Gleichheitssatz das Willkürverbot, der An-
spruch auf rechtliches Gehör us  < Im autforiıtar-Die rechtsstaatliche Demokratie hat C1iNEC

Reihe VO Kontrollen (checks and balances) eC1N- totalıtären Regıme sınd häufig wesentliche Teıle
gebaut, welche verhindern sollen, da{ß sıch die dieses Katalogs außer ratt DESETZL erheblich
Staatsgewalt übermächtig un: schrankenlos eingeschränkt der der Praxıs Farce

and konzentriert und absolut Dıie degradıiert.
Hauptsicherung 1ST die Gewaltenteilung Das Wenn WIr folgenden einerseıts dıe kırchli-
autoritär-totalitäre Regıme kennt demgegenüber che Lehre ıhrer Haltung gegenüber diesen

der Regel keine wırksame Gewaltenteilung; Merkmalen befragen un: andererseıts die an=
entweder wırd das Parlament ach Hause SC- wartıge Kirchenverfassung auftf ıhre Nähee-

der ZU rechtsstaatlichen Demokratiemodellschickt oder Akklamationsapparat VeCI-

wandelt die Gerichte sınd nıcht unabhängig, der ZU autorıtär-totalitären Staatsmodell
sondern entweder weisungsunterworien der überprüfen, ann 1ST 1es och nıcht gleichzuset-
MIt entsprechend willtährigen Handlangern be- zen MIt Postulat ach Einführung etwa der

Volkssouveränität der Kırche Immerhin aßt
In der rechtsstaatlichen Demokratie sınd Re- sıch die Frage stellen, ob die konkrete Austor-

SICIuNg, Verwaltung un: Gerichte die Rechts- INUNS des iınnerkirchlichen Zentralıiısmus der
ordnung gebunden, und auch dıe Legislative hat EeLTW. SCWISSC Merkmale der kirchlichen Ge-
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richtsbarkeit unverrückbares 145 divinum seıen wurde konsequent dahingehend interpretiert,der ob nıcht 1im Gegenteıl ın diesen un:! andern daß Fürsten und Könige ıhre Macht direkt von
wunden Punkten in Wirklichkeit sehr 1e] histo- Gott hätten und daß Revolutionen eine Aufleh-

Nnung Gott seJlen. Selbst Leo 111 tat sıch
1ST
;°isch€ Bedingtheit und Zufälligkeit erkennen

och schwer miıt der Volkssouveränität: Nach
ıhm können die Volkswahlen lediglich den

Kirche un Volkssouveränität Amtsträger bezeichnen (Designations- T'heorie),
aber keine Macht verleihen, analo

Da{fiß die Volkssouveränität eın der römischen lıchen Patronatsrechten.
den kırch-

Kırchenverfassung diametral entgegengesetztes Yrst als die Frage obsolet wurde, weıl es in
Prinzıp ist, braucht nıcht eigens hervorgehoben Europa praktisch keine regierenden Fürsten

werden. Der kirchliche Machtprozeß geht mehr gab, akzeptierte das Lehramt das Prinzip
VO  —$ ben ach u  In Amtsträger werden VO der Volkssouveränität. In einer Ansprache d} die
oben ach eingesetzt, un:! selbst dort, Sacra Romana Rota VO  e} 1945 formulierte 1es
WI1€e ELW in der Schweiz gewiıssen Orten die 1US XIl WI1e€e folgt: «Wenn INan sıch andererseıits
Volkswahl der Ptarrer möglıch 1sSt der aufgrund die Hauptthese der Demokratie VOT Augen hält,
VO  e} alten Patronatsrechten Laıien beı der Beset- dafß der ursprünglıche Träger der VO  e} (Gott kom-
ZUNS VO Kırchenämtern ZeEWISsSeE Rechte einge- menden staatlıchen Gewalt das olk (und nıcht
raumt sınd, stellt 1es lediglich die Bezeichnung ELW die «Masse>) 1st eıne These, die hervorra-des Amtsträgers dar, der iındessen seıne Amtsge- gende christliche Denker allen Zeıten verfoch-
walt aufgrund des geltenden Kirchenrechts VO  e} ten haben annn stellt sıch der Unterschied
ben übertragen erhält. zwıschen der Kırche und dem Staat,; auch dem

Dıie Kırche hat aber auch gegenüber der Volks- demokratischen, immer klarer heraus» (Actasouveränıtät als staatlichem Machtprinzip eın Apostolicae Sedis 47 11945 ] 259)sehr zwiıespältiges Verhältnis, das historisch DC-
sehen häufig VO Opportunitätsdenken dıktiert
WArl. SO lagen die kirchlichen Interessen 1mM Machtkontrolle eın dem bıirchlichen Denken
Hochmittelalter sehr 1e] anders als 1mM Jahr- fremdes Prinzıphundert. In der Periode der Auseinandersetzung
zwıschen Kaıser un Papst ging N der Kırche Autfgrund des geltenden Kırchenrechts vereinıgtdarum, die Eınzelsouveränitäten der Könige un!: der Papst in seiner Person die Fülle dere-Fürsten den Anspruch des Kaıisers berischen, rechtsprechenden un: herrschenden
stärken. So ann nıcht verwundern, daß die Gewalt ın der Kırche. Der Gegensatz ZU

rechtsstaatlichen EthosVolksrechte un: Unabhängigkeitsbestrebungen der Machtkontrolle
und damıt die Volkssouveränität 1mM Miıttelalter könnte nıcht größer se1n. So vermag nıcht
auch VO kirchlicher Seıite freundlich und ohl- verwundern, daß 1eS$s Auswirkungen hatte auf
wollend gewürdigt wurden, WAar doch diese Ver- die Staatslehre: Thomas VO Aquın, der sıch ın
dichtung der regionalen Gewalten damals eıne diesem Punkt CNS Arıstoteles anlehnt, gehtkirchliche W affe den Gegenspieler des davon aus, die menschliche Gesellschaft w 1e€e
Papstes, den Kaıser. jeder UOrganısmus eın einıgendes Prinzıp YTau-

Ganz anders 1mM neunzehnten Jahrhundert: che, lebens- und funktionsfähig sein. JeHıer gingen die Unabhängigkeitsbestrebungen ogrößer die Einheıt, besser se1l das Funktio-
Umsturzbewegungen oftmals and 1ın and nıeren un: damıt die Realısierung des Staats-

mıiıt Antiklerikalismus, Kırchenteindlichkeit und zweckes, das GemeLmwohl gewährleistet. Die
Kırchenverfolgung. Dementsprechend tat sıch größte Einheıit aber liege in der Eınzelherrschaft,das Lehramt schwer mıiıt der Volkssouveränität. der Monarchie, un: somıt Wäre die theoretisch
Wenn auch die Zweischwerter-Theorie eınes Bo- beste Staatsform gefunden. Noch 1945 formu-
nıtaz II un:! damıt dıe Suprematıe der Kırche lıerte Kardınal Journet in seiınem Buch «EX—
ber den Staat nıcht mehr mıiıt sonderlıch viel ıgences chretiennes polıtique» (ParısNachdruck verteidigt wurde, blieb doch die gleich. Dıie 1er gemeınte Monarchie 1st
ständıge Berufung aut Römer Das Paulus- natürlich nıcht ıdentisch miıt eiınem autorıtär-
WO VO  - Gott als dem Ursprung aller Gewalt totalıtären Regıime. Das VWerturteıilund das damıiıt einhergehende Gehorsamsgebot zeıgt jedoch deutlıch, daß die Qualität einer
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ken diese Religionsfreiheit Hicht der jedenfallsStaatsform vorwiegend in Abhängigkeıt gesehen
wurde VO ıhrer theoretischen Möglichkeıit, effi- NUur in eiınem sehr eingeschränkten Mafße (Tole-
zıent, schnell un wenn möglıch diskus- ranz ZUT: Vermeidung eınes größeren Übels)
s1ionslos das Gemeinwohl verwirklichen. Das gewähren.
eın solchermaßen «eftizientes» Regıme ebenso Dieselbe Haltung £indet sıch gegenüber den
wıirksam das Gemeinwohl gefährden kann, WUu[I- meısten übrigen Menschenrechten: So verurteılt
de Z W ar nıcht übersehen, WAar aber VOT allem ELtW. Leo I1L1 ın seiner Enzyklıka «Libertas
Anlafs, die Regenten das göttliche Gericht praestantissımum» (1888) nıcht die ede- un

erinnern so ımmer wiıieder beı LeO 111 Pressefreiheıt sıch, sondern deren Zerrbild:
Fremd scheint diesem Denken se1ın, da ZU «ES 1St recht, da{fß die Autorität der Gesetze die
Gemeıinwohl auch die subjektive Mitwirkung rrtuüumer eınes ausschweitenden Geıistes, die
un Zustimmung der betrotftenen Büurger ZU. wahrhaftig eıne Gewalttat sınd das NeTr-

konkreten ahrene Volk, ebenso unterdrückt WI1€e eın durchGemeinwohlprogramm gehören
könnte. offene Gewalt an Schwächeren verübtes Un-

Am wenıgsten Schwierigkeiten scheinen sıch recht.» (sanz selbstverständlich wiırd 1er VOTFr-
e1m Legalitätsprinzip ergeben. Rechtliche auSsgeSeTZL, da{ß der Staat WISSE, w as Recht und
Strukturen sınd der Kırche alles andere als fremd, Unrecht, W as richtig und falsch, W as Wahrheıt
un! das umfangreiche Kirchenrecht 1st jedenfalls und Irrtum sel.
für die kirchlichen Amtstraäger nıcht unverbind- Dıie Parallele autorıitär-totalıtären Regimes
lich, INa auch in weıteren Bereichen heute springt 1Ns Auge, insbesondere solchen kom-

Buchstabe geworden se1ın, un: Mag auch munistischer Observanz, die das Lippenbe-
kenntnıiıs den Menschenrechten und die Un-der kirchliche Rechtsschutz 1m liegen.
terzeichnung der Schlußakte VO Helsinkı nıcht
daran hindert, für die Verbreitung VO  3 «Irrtuü-

Dıie UCyrux der Menschenrechte, ınsbesondere der mMmMern>»> un: Abweichungen VO der «wahren
Religionsfreiheit Lehre Lenıins» ebenso w1e für kırchliche Publika-

tıonen die Pressefreiheıit Papiermangel sche1i-
Dıie Würdigung der Menschenrechte und be- tern lassen, VO dratischeren Sanktionen
sonders der Religionsfreiheit 1St eınes der e1Nn- schweıgen.
drücklichsten Beispiele eınes kirchlichen Os1- Unter Johannes hat die katholische
tionswechsel. Von Gregor XVI anfangs des Kırche die Kehrtwendung vollzogen und Ab-

Jahrhunderts, wurden SIC och als schied VO Konstantiniıschen Zeıutal-
Wahnsıinnsıiıdee gebrandmarkt, 1mM Syllabus VO ter, das dem Staat eıne Aufgabe aufbürdete, die
1864 verurteılt, VO 1US XII och lediglich 1in ıhm ach heutigem Verständnis nıcht zukommt.
bestimmten Sıtuationen als NANUS malum tole- Dıie kirchliche Lehre hat sıch wenıgstens 1n den
rierbar erklärt un:! erst 1965 VO Konzıl als 1in offiziellen Texten ZU! Einsıiıcht durchgerungen,

da{fß der moderne Staat der euzeıt weltanschau-der Natur des Menschen wurzelnd tejerlich als
Grundrecht verkündet selten 1st eın Umdenken ıch neutral ist, daß seıne Aufgabe nıcht seın

deutlich siıchtbar gemacht worden. Dıie rch- kann, die katholische Kırche privilegieren,
lıche Lehre begriff bıs in die Mıtte des un!: dafß die durch Konkordate oder sonstwıe
Jahrhunderts hıneın nıcht, daß 1ın eiınem Staat eingeräumten Sonderrechte eın Argernıis seın
nıcht Ideen, sondern NUur Personen Träger VO können, da{ß CS gegebenenfalls gelte, daraut
Rechten seın können. Was möglicherweıise als verzichten (Gaudiıum et Spes;, Nr 76)
theologisches der philosophisches Axıom rich- Gleichzeıitig wandelte sıch das Biıld VO Staats-
t1g seın mag, dafß nämlıch der Irrtum eın Recht bürger, der diesen modernen Staat bevölkert,
autf Daseın habe, daraus wurde eın staatliches VO Schutzobjekt ZU Rechtssubjekt, VO

Verhaltensprinzıp abgeleıtet un: dem Staat ent- leitungsbedürftigen ntertan ZU Träger VO

Menschenrechten. Diese kopernikanische Wendesprechend dıie Pflicht aufgebürdet, die einz1g
wahre Religion tördern. Konsequenterweıse ın der hatholischen Auffassung D“O Staat UunN
wurde VO  n} den nıchtkatholischen Staaten eli- D“O Staatsbürger 1St erst weniıge Jahrzehnte alt:

NUur wWer dıe Aast der Geschichte nıcht erkenntgionsfreiheit der Katholiken verlangt,
während ebenso konsequenterweıse VO katholi- un die Bürde der Tradıtion nıcht begreift, wırd
schen Staaten verlangt wurde, den Nıchtkatholi- sıch wundern, daß der Angewöhnungsprozeß
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der kırchlichen Praxıs eıt Arfördert un daß die ALBERT GNÄGI
Distanznahme ZU autoriıtär geführten Obrig- 1944 geboren. Studierte Rechtswissenschaft in Zürich un:keıitsstaat nıcht ımmer überall leicht tällt Dıie der Gregoriana in Rom Promovierte 1969 1n Zürich mıt eiıner
Parallele der innerkirchlichen Menschen- Arbeıt ber «Katholische Kırche und Demokratie». Publi-

zierte anfangs der sıebziger Jahre verschiedene Aufsätze imrechtspraxis (due PDYrOCess of ar rechtliches Konkordats- unı! allgemeinen Staatskırchenrecht. eıt 1972Gehör!) dürfte unübersehbar se1n. als Rechtsanwalt in Zürich tätıg. Anschrift: Waldschulweg
19, OCH-8037 Zürich

liıche kontessionelle Benennung abgelehnt un!
Wındthorst unermüudlich auf diesem Punkt be-Jean-Marıe Mayeur standen hatte. Dennoch lassen sıch mehrere
Gründe dafür 1Ns Feld führen und c sınd nıchtKatholische Parteıen, NUur Bequemlichkeitsgründe aut den Ausdruck

christlich-demokratische «katholische Parte1» zurückzugreifen. Denn die-
ser Begriff hat den großen Vorteıl, eine 1e]

Parteıen und katholische weıtere und komplexere Wirklichkeit ın sıch
zusammenzufassen, als CS der Begriff «christlich-Kırche demokratische Parteı» VvVEeErmaßg, der sıch übrigens
1Ur allmählich durchsetzt un:! beispielsweise
der auf die belgische och aut die holländische
katholische Parte1ı paßit. iıne vergleichende Un-

An der Seıite der tradıtionalıistischen der konser- tersuchung darf sıch also nıcht einZ1g un alleın
vatıven Rechtsparteien SOWI1e der lıberalen, de- auf die Christdemokratie beschränken, die ın der
mokratischen, radıkalen, sozıalıstischen und Tat 1Ur Teıl eıner umfassenderen Wıirklichkeit
kommunistischen Parteıen beherrschen die ka- 1ST
tholiıschen und christlich-demokratischen Par- Der Begriff «katholische Parte1» wurde
tejen das polıitische Feld 1mM Europa des und seiner eıt nıcht 1Ur VO den Gegnern dieser

Jahrhunderts. Ihr Einfluß hat sıch in uUuNlsecreIn Partejien verwendet, sondern sehr oft auch VO

Jahrhundert auf Lateinamerika ausgebreıtet. Sıe den eigenen Parteitührern selbst. WAar führte die
sınd der sehr lange eıt «religiöse» DPar- Deutsche Zentrumsparteı keine konfessionelle
teıen; in unterschiedlichen Formen beriefen sıch Benennung; die 1im Großherzogtum Baden Ende
alle auf eın relig1öses Bekenntnis der auf christ- der sechziger Jahre des VELSANSCHNCH Jahrhun-liche Grundsätze. Als Hıstoriker moöchte iıch 1er erts entstandene Katholische Volkspartei dage-
einıge Gedanken ber die Beziehungen dieser CNn zeıgte ıhre konfessionelle Zugehörigkeıt
Parteıen ZuUur katholischen Kırche Yagen; s$1e ganz offen Schließlich mu werden:
sınd verwickelter als INan 6S sıch zuweılen VOTI- Wenn auch der Begriff «katholische Parte1» Lat-
stellt. sächlich nıcht ımmer angewandt un: manchmal

durch diese polıtischen Formatıionen selbst
rückgewiesen wiırd, o1bt doch die Wirklich-Definitionen eıt mMiıt größerer Treue wıeder, W1€e S1e VO

Vielleicht wırd C555 se1ın, ZuUur Aufhellung der den Zeıtgenossen ertahren und erfühlt Wurde
Sache VO  w} Definitionen auszugehen. Der Begriff un!: sıch dem Hıstoriker aufdrängt. Darum Mag<christlich-demokratische Parte1» bereıtet ZWAar 6S gerechttertigt erscheıinen, aut die Bezeichnungkeine besonderen Schwierigkeiten; dagegen annn «katholische Parteı» zurückzukommen als auf
die Bezeichnung «katholische Parte1» als unsSec- eıne Wiırklichkeit, die übrigens VOr allem aut das
NAau, Ja als polemisch zurückgewiesen wWer- Jahrhundert zutrifft, während der Auft-
den Man könnte mıiıt Recht bemerken, schwung der christlich-demokratischen Parteıen
da{fß die deutsche Zentrumsparteı tatsächlich Jeg- ın das Jahrhundert gehört
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